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I. Amtlicher Teil

Jugend

Förderrichtlinie des Ministeriums 
für Bildung, Jugend und Sport 

zur Ausweitung der Schulsozialarbeit 
im Land Brandenburg 

im Rahmen des Aktionsprogramms
„Aufholen nach Corona“

(RL-Aktionsprogramm Schulsozialarbeit)

vom 23. Oktober 2021
Gz.: 25.1-72929

1.	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1.	Das Land Brandenburg fördert entsprechend § 82 SGB VIII 
(Kinder- und Jugendhilfe) nach Maßgabe dieser Richtlinie 
und des § 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) sowie 
der dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV/VVG) 
die Ausweitung der Angebote der Schulsozialarbeit gemäß  
§ 13a SGB VIII im Rahmen des Aktionsprogramms „Auf-
holen nach Corona“.

1.2.	Ein Anspruch des Antragstellenden auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewil-
ligungsbehörde auf Grund pflichtgemäßen Ermessens und 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2.	 Gegenstand der Förderung

2.1.	Bestandteil des Aktionsprogramms „Aufholen nach Coro-
na“ ist die befristete Förderung zusätzlicher Angebote der 
Schulsozialarbeit bis zum Ende des Schuljahres 2022/2023 
(Juli 2023). Gefördert werden können zusätzliche Angebo-
te der Schulsozialarbeit, die seit dem 1. August 2021 be-
gonnen worden sind. Mit Antragstellung gilt der vorzeitige 
Maßnahmebeginn ab dem im Antrag genannten Zeitraum, 
frühestens ab 1. August 2021, als genehmigt.

2.2.	Schulsozialarbeit umfasst verschiedene Angebote und Leis-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe, die von hauptamtli-
chen sozialpädagogischen Fachkräften in Schulen erbracht 
werden. Schulsozialarbeit findet ihre rechtliche Grundlage 
in § 13a SGB VIII.  In Kooperation mit anderen Fachkräf-
ten und Diensten der Kinder- und Jugendhilfe wirkt sie bei 
Bedarf auch in anderen Handlungsfeldern mit, etwa bei der 
Förderung der Erziehung in der Familie oder in der Hilfe-
klärung und Hilfeplanung der Hilfe zur Erziehung, in der 
Beratung von jungen Menschen gemäß §8 SGB VIII oder 
beim Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung gem. § 8a 
SGB VIII. 

	 Die schulrechtlichen Grundlagen für Schulsozialarbeit fin-
den sich in den § 4 BbgSchulG (Ziele und Grundsätze der 

Erziehung und Bildung), § 9 BbgSchulG insbesondere Abs. 1 
(Zusammenarbeit mit anderen Stellen, öffentlichen Einrich-
tungen und den Kirchen) und § 18 BbgSchulG (Ganztagsan-
gebote).

2.3.	Schulsozialarbeit zeichnet sich dadurch aus, dass die je-
weilige sozialpädagogische Fachkraft hauptamtlich, ver-
lässlich und über einen größeren Teil des Schultages an der 
einzelnen Schule anwesend ist, dass sie für Schülerinnen 
und Schüler, für Lehrkräfte und für Eltern erreichbar und 
insofern ein Teil der Schulgemeinschaft ist, dabei aber eine 
andere (nämlich sozialpädagogische) Perspektive als der 
pädagogische Ansatz der Lehrkräfte bietet.

	 Gefördert werden können auch weitere Formen der Ko-
operation von Jugendhilfe und Schule, um Leistungen im 
Sinne des § 13a SGB VIII an den ausgewählten Schulstand-
orten zu ermöglichen. 

3.	 Zuwendungsempfangende

3.1.	Antragsberechtigt sind die örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe im Land Brandenburg. Dies sind die Landkrei-
se und kreisfreien Städte. 

3.2.	Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe als Zu-
wendungsempfangende verwenden die Zuwendung für An-
gebote der Schulsozialarbeit in eigener Trägerschaft oder 
leiten die Zuwendungen an Ämter, amtsfreie Gemeinden, 
Verbandsgemeinden oder Träger der freien Jugendhilfe in 
ihrem Zuständigkeitsbereich weiter. Diese sind dann Letzt-
empfangende. 

4.	 Zuwendungsvoraussetzungen

Voraussetzung für die Förderung ist, dass

4.1.	die geförderten Angebote durch sozialpädagogische 
Fachkräfte erbracht werden, die staatlich anerkannte 
Sozialarbeiter/-innen oder Sozialpädagogen/-innen sind 
oder über gleichwertige Kenntnisse und Fähigkeiten verfü-
gen;

4.2.	die nach dieser Richtlinie geförderten Vollzeitäquiva-
lente der Schulsozialarbeit bisher nicht aus Mitteln des 
Programms zur Förderung der Personalkosten von sozi-
alpädagogischen Fachkräften in der Jugendarbeit und Ju-
gendsozialarbeit oder nach der RL-SchSozA gefördert wur-
den;

4.3.	die zusätzliche Schulsozialarbeit an Schulen in öffentlicher 
und freier Trägerschaft im Land Brandenburg erfolgt, die 
mit den staatlichen Schulämtern abgestimmt wurden; 

4.4.	insoweit die Zuwendungen an Träger der freien Jugendhil-
fe weitergegeben werden, die ggf. höheren Ausgaben durch 
den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe bzw. aus 
anderen kommunalen Haushalten sowie Eigenmitteln der 
freien Träger zu finanzieren sind. Der Eigenanteil der freien 
Träger muss deren Finanzkraft berücksichtigen.
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	 Die Weitergabe der Zuwendung an Dritte gemäß Ziff. 3.2 
durch die Erstempfangenden erfolgt in Form eines geson-
derten Bescheids.

6.3.	Verwendungsnachweisverfahren: Die zweckentsprechende 
Verwendung der Zuwendung ist dem Ministerium für Bil-
dung, Jugend und Sport spätestens mit Ablauf des sechsten 
auf den Bewilligungszeitraum folgenden Monats nachzu-
weisen. Der Verwendungsnachweis besteht aus einem zah-
lenmäßigen Nachweis über die Gesamtkosten aller geför-
derten Fachkräfte und einem standardisierten Sachbericht 
je geförderter Fachkraft.

6.4.	Zu beachtende Vorschriften: Für die Bewilligung, Auszah-
lung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nach-
weis und die Prüfung der Verwendung und die gegebenen-
falls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides 
und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten 
die VVG zu § 44 LHO, soweit nicht in den Förderrichtlini-
en Abweichungen zugelassen worden sind.

7.	 Berichterstattung

	 Gemäß der Bund-Länder-Vereinbarung zur Umsetzung des 
Aktionsprogramms „Aufholen nach Corona“ ist das Land 
Brandenburg verpflichtet, Berichte über die Verwendung 
der Bundesmittel abzugeben.

	 Die Zuwendungsempfangenden (Erst- und Letztempfan-
gende) sind verpflichtet, die gesondert angeforderten Zuar-
beiten zur Berichterstattung über die zweckentsprechende 
Verwendung der Fördermittel fristgerecht zu leisten.

8.	 Geltungsdauer

	 Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 01.08.2021 in Kraft. 
Sie gilt bis zum 31.07.2023.

Potsdam, den 23. Oktober 2021

Ministerin für
Bildung, Jugend und Sport

Britta Ernst

5.	 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1.	Zuwendungsart: Projektförderung

5.2.	Finanzierungsart: Festbetragsfinanzierung

5.3.	Form der Zuwendung: Zuweisung

5.4.	Der Festbetrag beträgt 70.000 Euro je gefördertem Vollzei-
täquivalent. 

	 Für den Zeitraum bis Dezember 2021 wird ein anteiliger 
Betrag nach Monaten ab dem im Antrag genannten Zeit-
punkt gefördert. Entsprechendes gilt für den Förderzeit-
raum 2023.

5.5.	Je Landkreis / kreisfreier Stadt werden maximal drei Voll-
zeitäquivalente gefördert. In diesem Rahmen können auch 
Teilzeitbeschäftigte eingesetzt oder der Beschäftigungsum-
fang von Teilzeitbeschäftigten aufgestockt werden.

6.	 Verfahren

6.1.	Antragsverfahren:

	 Die Anträge sollen beim MBJS zusammengefasst für die 
Haushaltsjahre 2021 bis 2023 bis zum 30.11.2021 gestellt 
werden. Die Entscheidung über den tatsächlichen Einsatz-
ort trifft das Jugendamt im Abgleich mit der örtlichen Ju-
gendhilfeplanung. Bei der Einsatzplanung sollen die von 
der Bildungsabteilung im MBJS festgelegten Schulen mit 
besonderer Priorität berücksichtigt werden. Die Entschei-
dung ist mit dem Staatlichen Schulamt abzustimmen.

	 Das als Anlage beigefügte Antragsmuster ist verbindlich.

	 Mit der Antragstellung erklären sich die Antragstellenden 
einverstanden, dass die notwendigen Daten vom MBJS ver-
arbeitet werden. Die Erfüllung der Mitteilungspflichten und 
die Erhebung und Verarbeitung der Daten sind wesentliche 
Fördervoraussetzung und Voraussetzung für die Auszah-
lung der Fördermittel an die Zuwendungsempfangenden. 
Fehlende Daten können für den Zuwendungsempfangen-
den Zahlungsaussetzungen bis hin zur Aufhebung der Be-
willigung zur Folge haben.

6.2.	Bewilligungsverfahren:

	 Der Bewilligungsbescheid wird vom Ministerium für Bil-
dung, Jugend und Sport erteilt.
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Antrag auf Gewährung einer Zuwendung 
 
 
 
An das   
Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
Abteilung 2, Referat 25  
Heinrich - Mann – Allee 107 
14473 Potsdam 
 
 
Zuwendungen des Landes Brandenburg  
 
1. Antragsteller 
 
Name/Bezeichnung: 
 
 

 
 
 

 
Anschrift: 
 
 
 

 
 
 

 
Auskunft erteilt: 
(Name/Tel./E-Mail) 
 
 

 
 
 
 

Bankverbindung: 
 
 
Bezeichnung des 
Kreditinstituts: 
 

IBAN: 
BIC: 
 
 
--------------------------------------------------------------------------------- 

 
2. Maßnahme 
 
Bezeichnung 
 
 

Förderung der Schulsozialarbeit im Rahmen des Aktionspro-
gramms „Aufholen nach Corona“ 

 
Durchführungszeitraum 
 
 

                    - 31.07.2023 
 

 
3. Gesamtkosten 
 
laut beiliegender Kosten-
gliederung (in Euro) 
 

2021 
2022 
2023 

 
Beantragte Zuwendung 
(in Euro) 
 

2021 
2022 
2023 
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Antrag auf Gewährung einer Zuwendung 
 
 
 
An das   
Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
Abteilung 2, Referat 25  
Heinrich - Mann – Allee 107 
14473 Potsdam 
 
 
Zuwendungen des Landes Brandenburg  
 
1. Antragsteller 
 
Name/Bezeichnung: 
 
 

 
 
 

 
Anschrift: 
 
 
 

 
 
 

 
Auskunft erteilt: 
(Name/Tel./E-Mail) 
 
 

 
 
 
 

Bankverbindung: 
 
 
Bezeichnung des 
Kreditinstituts: 
 

IBAN: 
BIC: 
 
 
--------------------------------------------------------------------------------- 

 
2. Maßnahme 
 
Bezeichnung 
 
 

Förderung der Schulsozialarbeit im Rahmen des Aktionspro-
gramms „Aufholen nach Corona“ 

 
Durchführungszeitraum 
 
 

                    - 31.07.2023 
 

 
3. Gesamtkosten 
 
laut beiliegender Kosten-
gliederung (in Euro) 
 

2021 
2022 
2023 

 
Beantragte Zuwendung 
(in Euro) 
 

2021 
2022 
2023 

4. Finanzierungsplan 

 - in Euro - 
 

4.1  Gesamtkosten (Nr. 3) 
 
 

2021 
2022 
2023 

4.2. Eigenanteil 
 
 

2021 
2022 
2023 

4.3.  Leistungen Dritter (ohne öffentliche Förderung) 
 
 

2021 
2022 
2023 

4.4. Beantragte/bewilligte öffentliche Förderung 
        (ohne Nr. 4.5) 
        durch ..... 
 
 
 

2021 
2022 
2023 

4. 5.  Beantragte Zuwendung  
 
 

2021 
2022 
2023 

 
 
5. Beantragte Förderung 

einzelne Kostenpositionen Zuwendung 
(in Euro) 

v. H. der 
Gesamtkosten 

 
2021 
 
 
 
 
 
 
 
2022 
 
 
 
 
 
 
 
2023 
 
 
 
 
 
 
 

  

 
Summe 
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6. Begründung 
6.1. zur Notwendigkeit der Maßnahme (Konzeption, Ziel, Nutzen) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6.2. zur Notwendigkeit der Förderung und zur Finanzierung  
 (u. a. Eigenmittel, Landesinteresse an der Maßnahme, alternative Förderungs- 
 und Finanzierungsmöglichkeiten) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7. finanzielle- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen 
 (u. a. Folgekosten) 
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6. Begründung 
6.1. zur Notwendigkeit der Maßnahme (Konzeption, Ziel, Nutzen) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6.2. zur Notwendigkeit der Förderung und zur Finanzierung  
 (u. a. Eigenmittel, Landesinteresse an der Maßnahme, alternative Förderungs- 
 und Finanzierungsmöglichkeiten) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7. finanzielle- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen 
 (u. a. Folgekosten) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
8. Anlagen 
 
  Stellungnahme des Jugendhilfeausschusses 
  Darstellung der Abstimmung zur Verteilung der Stellen auf die Schulen mit dem regional zuständi-

gen Staatlichen Schulamt  
  Kosten- und Finanzierungsplan 
 
 
 
 
 
9. Erklärungen 
Der Antragsteller erklärt, dass 
 
- Der Antragsteller erklärt, dass mit der beantragten Maßnahme noch nicht vor dem      
  01.08.2021 begonnen wurde. 
 
-  der vorzeitige Maßnahmebeginn gemäß Nr. 1.3 der VV zu § 44 der Landes- 
 haushaltsordnung zwingend erforderlich ist, 
 
 Begründung: .............................................................................................................. 
 
- die aus der Förderung finanzierten Stellen bzw. Stellenanteile zusätzlich sind 
- die in diesem Antrag (einschließlich Antragsunterlagen) gemachten Angaben 
 vollständig und richtig sind, 
 
- er im Rahmen dieser Maßnahme zum Vorsteuerabzug 
  nicht berechtigt ist, 
  berechtigt ist und dies bei der Berechnung der Gesamtkosten (Nr. 3) 
  berücksichtigt wurde (Preise ohne Umsatzsteuer) 
 
-  die Angaben in den vorgelegten Unterlagen subventionserheblich sind 
 und dass die Strafbarkeit eine Subventionsbetruges gemäß § 264 StGB 
 bekannt ist, 
 
- der Bewilligungsbehörde unverzüglich alle Änderungen mitgeteilt werden, 
 die Auswirkungen auf die Leistung haben können (z. B. zusätzliche Eigenmittel, 
 Förderung Dritter, Investitionszulagen ...), 
 
- unter Berücksichtigung der beantragten Landeszuwendung die Gesamt- 
 finanzierung der Maßnahme gesichert ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 ------------------------------------- ------------------------------------- 
          Ort/Datum Rechtsverbindliche 
    Unterschrift 
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II. Nichtamtlicher Teil

Jetzt mitmachen beim Schulwettbewerb 
zur Entwicklungspolitik 

Extreme Armut vollkommen beseitigen? 
Sauberes Wasser für alle? 

Ein gesundes Leben für alle Menschen 
weltweit und ausnahmslos?

„Der Countdown läuft: Es ist Zeit für Action!“ – auch in Ih-
rem Klassenzimmer. Mit dem Thema der zehnten Runde ruft 
der Schulwettbewerb zur Entwicklungspolitik Schülerinnen 
und Schüler aller Klassenstufen, Schulformen und -fächer auf, 
nachhaltige und innovative Projekte für die EINE WELT zu 
entwickeln und gemeinsam umzusetzen. Es warten attraktive 
Preise im Gesamtwert von über 50.000 Euro.

Mehr Infos: www.eineweltfueralle.de 

Herausgeber: Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg - Referat 12 -
Der Bezugspreis beträgt jährlich 55,22 € (zzgl. Versandkosten + Portokosten). Die Preise gelten zuzüglich 7 % Mwst.

Die Berechnung erfolgt im Namen und für Rechnung des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg.
Die Kündigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zulässig; sie muss bis spätestens 3 Monate vor Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein.

Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Änderungswünsche und sonstige
Anforderungen sind an die Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH zu richten.

Herstellung, Verlag und Vertrieb: Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH, Karl-Liebknecht-Straße 24–25, Haus 2,
14476 Potsdam-Golm, Telefon Potsdam 56 89 - 0
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